
Urteil des Gerichts vom 6. März 2012 — Kommission/ 
Liotti 

(Rechtssache T-167/09 P) ( 1 ) 

(Rechtsmittel — Öffentlicher Dienst — Beamte — Beurtei­
lung — Beurteilung der beruflichen Entwicklung — Beurtei­
lungsverfahren 2006 — Allgemeine Durchführungsbestim­
mungen — Kohärente und abgestimmte Anwendung der 

Beurteilungsmaßstäbe) 

(2012/C 118/37) 

Verfahrenssprache: Französisch 
Verfahrensbeteiligte 

Rechtsmittelführerin: Europäische Kommission (Prozessbevoll­
mächtigte: B. Eggers und K. Herrmann) 

Anderer Verfahrensbeteiligter: Amerigo Liotti (Senningerberg, Lu­
xemburg) (Prozessbevollmächtigter: Rechtsanwalt F. Frabetti) 

Gegenstand 

Rechtsmittel gegen das Urteil des Gerichts für den öffentlichen 
Dienst der Europäischen Union (Erste Kammer) vom 17. Feb­
ruar 2009, Liotti/Kommission (F-38/08, noch nicht in der amt­
lichen Sammlung veröffentlicht), gerichtet auf Aufhebung dieses 
Urteils 

Tenor 

1. Das Rechtsmittel wird zurückgewiesen. 

2. Die Europäische Kommission trägt neben ihren eigenen Kosten die 
Herrn Amerigo Liotti im Rahmen des vorliegenden Rechtszugs 
entstandenen Kosten. 

( 1 ) ABl. C 167 vom 18.7.2009. 

Urteil des Gerichts vom 2. März 2012 — Niederlande und 
ING Groep/Kommission 

(verbundene Rechtssachen T-29/10 und T-33/10) ( 1 ) 

(Staatliche Beihilfe — Finanzsektor — Beihilfe zur Behebung 
einer beträchtlichen Störung im Wirtschaftsleben eines Mit­
gliedstaats — Kapitalzuführung, bei der dem Beihilfeempfän­
ger ein Wahlrecht zwischen der Rückzahlung oder der Um­
wandlung der Wertpapiere eingeräumt ist — Änderung der 
Rückzahlungsbedingungen während des Verwaltungsverfah­
rens — Entscheidung, mit der die Beihilfe für mit dem Ge­
meinsamen Markt vereinbar erklärt wird — Begriff „staatli­
che Beihilfe“ — Vorteil — Kriterium des privaten Kapital­
gebers — Notwendiger und proportionaler Zusammenhang 
zwischen dem Betrag der Beihilfe und dem Umfang der 
Maßnahmen, die die Vereinbarkeit der Beihilfe ermöglichen 

sollen) 

(2012/C 118/38) 

Verfahrenssprache: Niederländisch und Englisch 
Parteien 

Kläger: Niederlande (Prozessbevollmächtigte: C. Wissels, Y. de 
Vries und M. de Ree als Bevollmächtigte im Beistand von 
Rechtsanwalt P. Glazener) (T-29/10); und ING Groep NV (Ams­
terdam, Niederlande), Prozessbevollmächtigte: zunächst Rechts­
anwälte O. Brouwer, M. Knapen und J. Blockx, dann Rechts­
anwälte O. Brouwer und J. Blockx sowie M. O’Regan, Solicitor 
(T-29/10); 

Beklagte: Kommission (Prozessbevollmächtigte: H. van Vliet, L. 
Flynn und S. Noë) 

Streithelferin zur Unterstützung der Klägerin (T-33/10): De Neder­
landsche Bank NV (Amsterdam, Niederlande), Prozessbevoll­
mächtigte: zunächst Rechtsanwälte B. Nijs und G. van der Klis, 
dann Rechtsanwälte G. van der Klis, M. Petite und S. Verschuur 
und schließlich Rechtsanwälte M. Petite und S. Verschuur 

Gegenstand 

Teilweise Nichtigerklärung der Entscheidung C(2009) 9000 
endg. der Kommission vom 18. November 2009, mit der die 
von den Niederlanden in Form einer Stützungsfazilität für illi­
quide Vermögenswerte im Rahmen des Umstrukturierungsplans 
zugunsten der ING gewährte Beihilfe (C 10/2009 [ex N 
138/2009]) vorbehaltlich der Erfüllung bestimmter Bedingun­
gen für mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar erklärt wurde 

Tenor 

1. Die Rechtssachen T-29/10 und T-33/10 werden zu gemeinsamer 
Entscheidung verbunden. 

2. Art. 2 Abs. 1 der Entscheidung 2010/608/EG der Kommission 
vom 18. November 2009 über die staatliche Beihilfe C 10/09 (ex 
N 138/09) der Niederlande — Stützungsfazilität für illiquide 
Vermögenswerte zugunsten von ING und Umstrukturierungsplan 
— sowie Art. 2 Abs. 2 und Anhang II dieser Entscheidung 
werden für nichtig erklärt. 

3. Die Europäische Kommission trägt die Kosten. 

( 1 ) ABl. C 80 vom 27.3.2010. 

Urteil des Gerichts vom 8. März 2012 — 
Iberdrola/Kommission 

(Rechtssache T-221/10) ( 1 ) 

(Nichtigkeitsklage — Staatliche Beihilfen — 
Beihilferegelung, die eine steuerliche Abschreibung des finan­
ziellen Geschäfts- oder Firmenwerts bei Erwerb von Betei­
ligungen an ausländischen Unternehmen ermöglicht — Ent­
scheidung, die die Beihilferegelung für mit dem Gemeinsamen 
Markt unvereinbar erklärt und nicht die Rückforderung der 
Beihilfen anordnet — Rechtsakt mit Durchführungsbestim­
mungen — Keine individuelle Betroffenheit — Unzulässig­

keit) 

(2012/C 118/39) 

Verfahrenssprache: Spanisch 
Parteien 

Klägerin: Iberdrola, SA (Bilbao, Spanien) (Prozessbevollmächtigte: 
Rechtsanwälte J. Ruiz Calzado, M. Núñez Müller und J. Domín­
guez Pérez) 

Beklagte: Europäische Kommission (Prozessbevollmächtigte: R. 
Lyal und C. Urraca Caviedes)
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